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Die „Köpfe“ ſind endlich beiſammen
Mittwoch, 27. Juni 1928

aber noch nicht ganz einig
Der Endkampf um die Miniſter zit Frowierig retten bis zum letzten

ugen
Berlin, 26. Juni.

Während innerhalb der Zentrumsfraktion im Laufe des
Tages dine Kämpfe über die Beſetzung der dem

entrum zur Verfügung geſtellten Miniſterpoſten ausgefochten
wurden, wurden im Reichstag alle möglichen Miniſterliſten kol-
portiert, die alle den Anſpruch machten, richtig zu ſein. Die Ber-
liner Abendblätter brachten daher ebenfalls noch recht abweichende
Anſichten darüber, wer nun die einzelnen Miniſterien beſetzen
werde. Die Schwierigkeiten im letzten Augenblick ſind dadurch
entſtanden, daß ſich das Zentrum nicht über die Beſetzung ſeiner
ihm zur Verfügung geſtellten drei Miniſterſeſſel einigen konnte.

ei den ſcharfen Auseinanderſetzungen innerhalb der Zentrums-
fraktion hat die Haltung Dr. Wirths eine große Rolle geſpielt,
der keinen Poſten übernehmen wollte, der innerhalb des Reichs
kabinetts keine überragende politiſche Bedeutung hat. Er fand es
unter ſeiner Würde, das Reichsverkehrsminiſterium
zu übernehmen, das durch das Zentrum beſetzt werden ſollte. Die
wahl in bezug auf die noch zu beſetzenden Miniſterien war über-
haupt ſchon recht knapp, denn die wichtigſten Miniſterpoſten waren
bereits in feſten Händen. Dem Zentrum ſtanden zur Auswahl
nur noch zur Verfügung: das Miniſterium für die beſetzten und
Grenzgebiete, das Juſtizminiſterium, das Ernährungsminiſterium
und das Reichsverkehrsminiſterium. Davon durfte ſich das
Zentrum zwei Miniſterien ausſuchen, denn die übrigen zwei ſollten
noch an einen Sozialdemokraten und an einen Demokraten ver
geben werden. Zunächſt ſtand feſt, daß vom Zentrum der
Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns das Reichs-arbeitsminiſterium behalten ſollte und daß Dr. Wirth und
von Guerard neu in das Kabinett eintreten ſollten. Dr. Wirth
wollte, nachdem ihm das Reichsverkehrsminiſterium zwar ange-
boten, aber nicht genügt hatte, durchaus das Miniſterium
für die beſetzten Gebiete übernehmen, da er wahrſchein-
lich die ſtille Hoffnung hat, von dieſem Miniſterium aus Einfluß
auf die Außenpolitik zu gewinnen. Vielleicht ſieht er dieſen
Miniſterpoſten auch als Sprungbrett nach dem Außen-
miniſterium an Der Abgeordnete von Guerard, derauf dieſes Miniſterium aber ſchon ſeit jeher großen Wert gelegt
hatte, wollte zunächſt ſeinen Anſpruch auf dieſen Poſten auch nicht
an Wirth abtreten. Nach langem Hin und Her verzichtete aber
von Guerard doch zugunſten Wirths. Nun hatte aber Dr.
Wirth noch weiteren politiſchen Ehrgeiz und verſuchte doch noch
durchzudrücken, daß ihm gleichzeitig der Vizekanzlerpoſten
übertragen werde, der nach dem Wunſche Hermann Müllers nicht
mehr neu beſetzt werden ſollte, da der dienſtälteſte Miniſter die
Vertretung des Kanzlers jeweils übernehmen ſollte.

Die „Köpfe der Regierung“
(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)

ka. Berlin, 26. Juni.
Die Reichstagsfraktion des Zentrums ſetzte ihre geſtern ſpät

abend unterbrochene Sitzung heute vormittag um 9 Uhr fort,
weil Herr Müller um Antwort auf ſeine Fragen bis 11 Uhr
gebeten hatte. Aber im Schoße des Zentrums tauchten ſo plötz-
lich Schwierigkeiten auf, daß die Friſt nicht innegehalten werden
konnte. Es kam nämlich zu einem Zwiſt zwiſchen Herrn
Dr. Wirth und Herrn von Guérard. Dr. Wirth ſollte
neben dem Amt als Vizekanzler das Verkehrs
miniſterium übernehmen, er aber wollte das ſchon Anfangs
mit ſeinem Namen in Zuſammenhang gebrachte Reſſort der
beſetzten Gebiete, für das Herr v. Guérard in Ausſicht
genommen war. Joſeph Wirth muß ſich ſehr ſtörriſch gezeigt
haben, denn er drohte bei Nichterfüllung ſeines Wunſches über-
haupt nicht in das Kabinett einzutreten. Zur Stunde, da dieſe
Zeilen geſchrieben werden, iſt deshalb eine große Ausgleichsaktion
zwiſchen Wirth und Guérard im Gange.

Jm übrigen ſteht die Miniſterliſte ſo gut wie feſt. Sie wird,
wenn keine Aenderungen mehr eintreten, folgende Zuſammen-
ſetzung erhalten:

Reichskanzler: Hermann Müller-Frauken (Soz.),
Beſetzte Gebiete und Vizekanzler: Dr. Wirth (Ztr.),
Aeußeres: Dr. Streſemann (DVP.),
Jnneres: Severing (Soz.),
Arbeit: Dr. Brauns (Ztr.),
Wirtſchaft: Dr. Curtius (DVP.),
Finanzen: Dr. Hilferding (Soz.),
Juſtiz: Sänger (Soz.),
Reichswehr: Groener
Verkehr: von Guerard (Ztr.),
Ernährung: Dietrich-Baden (Dem.),
Poſt: Schätzel (BVP.),

Das Ernährungsminiſterium wurde heute früh dem Demo-
kraten Dietrich-Baden angeboten. Unter dieſen Umſtänden dürfte

der Führer der Demokraten, Koch, für das Juſtizminiſterium
nicht mehr in Frage kommen, dies Amt würde dann auch von
den Sozialdemokraten reklamiert werden, die den früheren
Juſtizminiſter Landsberg oder den Münchener Rechtsanwalt
Sänger präſentieren. Müller-Franken wollte gern ſchon heute
abend 7 Uhr mit der fertigen Miniſterliſte zum Reichspräſidenten
gehen. Es dürfte aber doch wohl noch die am Mittwoch tagende
Fraktionsſitzung der Volkspartei abgewartet werden. Eine Ein
berufung des Reichstages kommt in dieſer Woche wegen des
katholiſchen Feiertages am Freitag nicht mehr in Frage. Man
wird ſich deshalb in dieſen Tagen in aller Ruhe das Regierungs
programm überlegen, mit dem man Anfang der nächſten Woche
vor den Reichstag tritt.

Müller-Franken geht erſt am Mittwoch
zum Reichspräſidenten

Telegraphiſche Meldung.)
Berlin, 26. Juni.

Wie die TelegraphenUnion hört, wird ſich infolge der nogdh,
andauernden Verhandlungen über die Zuſammenſetzung des
neuen Kabinetts der Abg. MüllerFranken heute abend nicht
mehr zum Reichspräſidenten begeben. Er wird vielmehr dem
Reichspräſidenten erſt die Miniſterliſte am Mittwochnachmittag
vorlegen, nachdem die Deutſche Volkspartei ihre Fraktions-
ſitzung abgehalten hat.

Die letzten Verhandlungen über die
Regierungsbildung

Telegraphiſche Meldung.)
Berlin, 26. Juni.

Nach der Fraktionsſitzung des Zentrums begaben ſich nach-
mittags die Abgeordneten Dr. Stegerwald und Eſſer zum Abg.
Müller-Franken um ihm von dem Ergebnis der Verhandlungen
der Zentrumsfraktion Mitteilung zu machen. Nach der Unter
redung, die nur von kurzer Dauer war, trat der Frakions-
vorſtand des Zentrums zu einer weiteren Beſpechung zuſammen.
Der Abg. MüllerFranken hat den Unterhändlern des Zentrums
gegenüber den Wunſch nach einer perſönlichen Rückſprache mit
den vom Zentrum zu benennenden Mitgliedern der Reichs
regierung, den Abgeordneten Dr. Brauns, Dr. Wirth und von
Guerard zum Ausdruck gebracht.

Das Arbeitsprogramm des Reichstages
nach der Regierungserklärung

Telegraphiſche Meldung.)
Berlin, 26. Juni.

Nach einer Mitteilung der „Wandelhalle“ nimmt man in
parlamentariſchen Kreiſen an, daß der auf die Regierungs
erklärung folgende Tag ſitzungsfrei bleiben wird, damit die
Fraktionen Gelegenheit zur Stellungnahme zu der Regierungs
erklärung haben. Jnzwiſchen wird ſich auch der Rechtsaus-
ſchuß mit den Amneſtieanträgen beſchäftigen. Es wird dann
eine etwa dreitägige Ausſprache über die Regierungserklärung
folgen. Der Aelteſtenrat des Reichstages wird darauf die end
gültigen Dispoſitionen für die Sommertagung des Reichstages
treffen. Man rechnet in parlamentariſchen Kreiſen mit einem
Abſchluß der Sommertagung, wenn nicht beſondere Schwierig
keiten eintreten, für Mitte Juli.

Ausſchluß Lambachs
aus der D. N. V. P. gefordert

Telegraphiſche Melduny.)
Hamburg, 26. Juni.

Der Landesvorſtand der Deutſchnationalen Volkspartei in
Hamburg beſchäftigte ſich in einer Sitzung am Montag auch mit
dem Fall Lambach, wobei er folgende Entſchließung faßte:

„Der Landesverband hat mit Entrüſtung von dem Artikel
„Monarchismus“ des Reichstagsabgeordneten Lambach in der
„Politiſchen Wochenſchrift“ vom 14. Juni Kenntnis genommen.
Er ſtellt feſt, daß Abgeordneter Lambach ſich außerhalb der
Grundſätze der Deutſchnationalen Volkspartei geſtellt hat, und
verlangt von Parteivorſtand und Parteivertretung, daß aus
dieſer Tatſache die ſelbſtverſtändliche Folgerung des Ausſchluſſes
gezogen wird.“
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Kann Deutſchland einen
Heimatluftſchuß ſchaffen?

Von Franz Geiger, Kronshagen.“)
„Jch ſehe keine andere Löſung, als daß das Volk denSchu Luftangriffe auf ſeine eigenen Schultern

nimmt.“ (Aus einem Vortrag des engliſchen Oberſten
Villiers-Stuart.)

„Daß in Deutſchland für die paſſive Luftverteidigung
nichts geſchieht, iſt ſchwer zu verſtehen und ſchwerer zu ver
antworten.“ (Aus einem Vortrag des Generaloberſten
v. Seeckt.)

Alle Abrüſtungskonferenzen ſind ergebnislos verlaufen, nur
Deutſchland iſt wehrlos. Der deutſche Bürger muß ſein Augen
merk auf die Gefahren des neugzeitlichen Krieges richten. Sie
ſind mit dem Wort Flugzeugangriff gekennzeichnet. Infolge der
geographiſchen Mittellage Deutſchlands überſchneiden ſich über
unſerem Staatsgebiet die Wirkungskreiſe aller benachbarten
Luftflotten. Es gibt keinen Punkt in Deutſchland, auf den nicht
jederzeit Spreng, Gas und Brandbomben niederfallen können.
Dieſe Bedrohung fordert gebieteriſch die Sicherſtellung eines
Schutzes. Geſchehen iſt in dieſer Hinſicht in Deutſchland noch
nichts. Liegt die Schuld an den uns vom Ausland auferlegten
Feſſeln oder an uns? Die nachfolgenden Zeilen ſollen keine
erſchöpfende Behandlung des Problems geben, ſie wollen nur die
Gedanken des Volkes auf dieſe lebenswichtigen Fragen lenken.

Der Angriff iſt die beſte Verteidigung. Dieſe aktive Ab
wehr iſt uns verſagt; das Pariſer Luftabkommen verbietet uns
den Beſitz von Kriegsflugzeugen. Auch die Verteidigung mit
Waffen iſt uns nicht möglich; denn dazu gehört eine große Zahl
von Fliegerabwehrgeſchützen, unſerem Herr ſind aber nur 288
Feldgeſchütze zugebilligt.

Rein militäriſch können wir alſo für den Heimatluftſchutz
nichts tun; ausländiſche Stimmen nennen dieſen Zuſtand „un
ſittlich', Das Pariſer Luftabkommen geſtattet uns nur paſſiven,
zivilen Luftſchutz. Dieſen zu ſchaffen iſt möglich, wenn alle
öffentlichen und privaten Stellen des wiſſenſchaftlichen und wirt
ſchaftlichen Lebens zuſammenarbeiten, es iſt aber auch nötig, ihn
bis zum höchſten Grad der Bereitſchaft auszubauen, denn die
Angriffe werden plötzlich mit voller Stärke einſetzen, nicht all
mählich wie im Weltkrieg, wo ſich die Abwehr der in Entwicklung
begriffenen Angriffswaffe anpaſſen konnte.

Das erſte Erfordernis iſt ein gut arbeitender Flugwach-,
Melde- und Alarmdienſt. Das die Grenzen oder Küſten über-
fliegende feindliche Geſchwader muß gemeldet und auf ſeinem
Weiterflug beobachtet werden, damit aus ſeinem Weg Schlüſſe
auf das Angriffsziel gezogen werden können. Die Verwendung
raſch arbeitender Nachrichtenmittel iſt notwendig, um die Be
völkerung rechtzeitig zu alarmieren. Das geſamte Ausland ſieht
hierfür die poſtaliſchen Fernſprech-, Fernſchreib- und Funkver-
bindungen vor. Verſchieden iſt im Ausland das Perſonal orga-
niſiert: England bedient ſich der special constables, einer Hilfs-
ſchutzmannſchaft, die ſich aus allen Volkskreiſen zuſammenſetzt.
Sie hält häufig Uebungen ab und hat bei dem Londoner Luft-
manöver der Armee mit gutem Erfolg mitgewirkt. Nach einer
Meldung des „Matin“ vom 2. Februar 1028 iſt in Jtalien eine
Luftmiliz geſchaffen. Jhre augenblickliche Stärke beträgt 1000
Offiziere und 30 000 Mann. Jnsgeſamt ſollen 100 000 nicht
militärdienſtpflichtige Perſonen eingeſtellt werden. Es iſt klar,
daß Deutſchland eine ſolche Organiſation nicht erſt im Kriegs-
fall aus dem Boden ſtampfen kann. Das Perſonal muß im Er-
kennen von Flugzengtypen, im Schätzen von Flughöhen geſchult,
die Poſt auf die Nachrichtenübermittlung eingeſtellt ſein. Es er-
ſcheint möglich, beſtimmte Zoll, Polizei- und Poſtdienſtſtellen im
Frieden zu verpflichten, alle ihren Berufsort überfliegenden Ver
kehrsflugzeuge an eine Zentrale zu melden. Damit wird wenig
ſtens ein kleiner Perſonalſtamm für den Meldedienſt geſchult.

Ein zweites wichtiges Gebiet ſind baupolizeiliche Vorſchriften.
Die größten Ausſichten auf Erfolg bei Fliegerangriffen bietet
die Maſſierung des Zieles. Bei allen Neuanlagen, z. B. der
Randbebauung der Großſtädte, iſt weitmaſchige Beſiedlung an
zuſtreben. Wo in den Zentren der Städte die Dichte der dort
arbeitenden Bevölkerung nicht nennenswert vermindert werden
kann, muß wenigſtens eine noch ſtärkere Zuſammenballung ver-
mieden werden. Jn dieſem Zuſammenhang iſt die Frage der
Hochhäuſer zu nennen: Die Bauordnung läßt allgemein nicht
mehr als fünf Stockwerke zu. Ausnahmen ſind nur ſtatthaft,
wenn das Gemeinwohl ſie gebietet. Jm Hinblick auf die Flieger-
gefahr fordert das Gemeinwohl, daß die Erlaubnis für mehr als
vier Stockwerke nicht erteilt wird. Wo in Bürohäuſern und
Fabriken eine Zuſammendrängung von Menſchen erfolgen muß,
iſt Keller oder Treppenhaus in beſonders ſtarker Bauart aus

91 92 V 5Anmerk. der Schriftl.: Das Hamburger Giftgasunglück
ſollte in Verbindung mit der Möglichkeit feindlicher Gasluft-
angriffe allen deutſchen Volkskreiſen zu denken geben.



her. Ventilatoren.
die einen Filter geleitet werden.
wei hat eine auf Anregung des Roten Kreuzes am 16. Januar 1928
45 in Brüſſel abgehaltene Sachverſtändigenkonferenz feſtgelegt, das

Ade 1928 veröffentlicht worden.
ſind nicht übertriebene Phantaſie, ſie waren zum Teil ſchon wäh-

Zör] ſie in Geſetzentwürfen von Auslandsſtaaten enthalten.
z engliſche Major Nye veröffentlichte vor einiger Zeit in der „Daily
Pre Mail“ eine Berechnung, nach welcher der Schutz der geſamten
Rie Londoner Bevölkerung gegen Fliegerangriffe nicht mehr koſtet
e als zwei Kreuzerneubauten.

27 mittel (Konſerven) iſt zu denken.
u keiten machen, die Großverkaufsſtellen zu veranlaſſen, daß ſie
i einen mehrtägigen Vorrat für die Bevölkerung dauernd auf Lager

S zu erwähnen.

A anlagen

zuführen, um den Hausinſaſſen Schutz zu bieten. Allgemein
müſſen zahlreiche, nicht zu große Zufluchtsräume in einer der
Bevölkerungsdichte entſprechenden Zahl gleichmäßig verteilt ſein.
Als Bombenſchutz dienen ſogenannte Detonationsdecken, welche
die Bombe vor dem Eindringen in das Jnnere zur Entzündung
bringen, ſowie ſplitter- und luftdruckſichere Wände. Für den
Gasſchutz genügt der luftdichte Abſchluß an den Türen mit Filz
und die Erzeugung eines geringen Ueberdrucks im Jnnern durch

Die angeſaugte Luft muß ſelbſtverſtändlich durch
Einzelheiten über den Gasſchutz

Ergebnis iſt in der „Riviſta di Artiglerig e Genio“ vom März
Solche baupolizeilichen Vorſchriften

rend des Krieges, z. B. in Dünkirchen, eingeführt, teils ſind
Der

Auch an die Bereitſtellung gasſicher verpackter Nahrungs
Es dürfte keine Schwierig-

halten.
Als weiteres Schutzmittel iſt die Sichtentziehung der Ziele

er Man kann das Vorhandenſein des Objekts ver
heimlichen, ſein Ausſehen verändern, um ſeinen Zweck zu ver
ſchleiern, das Ziel der Beobachtung entziehen oder den Sichtbar
keitsgrad herabmindern und endlich die Feindwirkung auf Scheinlenken. Umfangreiche Aenderungen un Neubauten

dieſer Art ſind jedoch mit hohen Koſten verbunden. Mit wenig
Geld läßt ſich dagegen folgendes machen: Allgemeine Einführung
von Mitteln, um den Lichtſchein aus den Häuſern zu beſeitigen,
Schaffung von Anlagen derart, daß auf allen Bahnlinien und
Bahnhöfen, die nachts dem Flieger als Orientierungsmittel
dienen, mit wenigen Handgriffen alle Außenlichter gelöſcht wer
den. Für kleine, beſonders wichtige Objekte iſt die Erzeugung
von künſtlichem Nebel oder Rauch durchaus möglich. Auch dieſes
Mittel iſt im Krieg verſchiedentlich mit Erfolg verwendet worden
und wird auch heute im Ausland techniſch we entwickelt.

Ein weiteres erprobtes Schnutzmittel ſinb bin änren. Sie
können bis zu 3000 Meter hoch an Drachen rer Wilenen auf
gehängt werden und ſind beſonders da am Platz, w. wichtige,
auch nachts arbeitende Fabriken vor den in geringen Höhen flie-
genden Nachtbombengeſchwadern geſchützt werden müſſen.

Ferner wird es möglich ſein, einen Teil der Großſtadtbevöl
kerung im Kriegsfall nach dünn beſiedelten Gegenden abzu-
ſchieben. Hierzu muß im Frieden durch Statiſtiken feſtgelegt
werden, wieviel Menſchen nicht gezwungen ſind, in der Groß-
ſtadt zu bleiben. Dieſe können dann zum Teil nach ſelbſt
gewählten Orten überſiedeln, teils von ſtaatswegen einen vor
übergehenden Wohnſitz angewieſen erhalten. Zu dieſen Vor
bereitungen gehört auch die Einteilung des Reichsgebiets in ver
ſchiedene, den einzelnen Großſtädten zugeteilte Bezirke, ferner
die Sicherſtellung der Transportmittel.

Für diejenigen zahlreichen Menſchen, die an den beſonders
bedrohten Punkten bleiben müſſen, ſind weitere Maßnahmen not
wendig und möglich. Für dieſe „aktive Bevölkerung“ wie ſie
der erwähnte Bericht des Roten Kreuzes nennt ſind Gasmasken
bereitzuſtellen, während für die „paſſive Bevölkerung“ der an
gedeutete Sammelſchutz genügt. Die Organiſation der ärztlichen
Hilfe umfaßt Ausſtattung eines Teils der Aerzte mit Sauerſtoff
und Rettungsgeräten, leichtauffindbare Bezeichnung ihrer Woh
nungen, Einrichtung gasſicherer Behandlungsräume.

Zur Beſeitigung von Gasſümpfen, Löſchung von Bränden,
Rettung von Menſchen ſind die Feuerwehren berufen. Vor-
bedingung hierfür iſt ihre Ausſtattung mit Einzelgasſchutzgeräten
und Schulung für ſolche Aufgaben. Es ſei erwähnt, daß die
Rauchſchutzgeräte vieler amerikaniſcher Feuerwehren dem chemiſchen
Krieg Rechnung tragen und daß die Asbeſtanzüge, mit denen
ſie ausgerüſttet ſind, auch gleichzeitig gegen das berüchtigte Senf-
gas ſchützen. Aehnlich ſind in allen größeren induſtriellen Be
trieben Werkfeuerwehren zu bilden und zu ſchulen.

Ein weſentlicher Faktor iſt endlich die Aufklärung der Be
völkerung. Verſchweigen der beſtehenden Gefahr iſt ebenſo ge
fährlich wie übertriebene Aengſtlichkeit. Jn erſter Linie ſcheint
zu dieſer Belehrung die Schule berufen. Die hierzu notwen-

Regierung herausgegeben werden.

Soeuilleton
Halle, 27. Juni.

Aus der Bühnenwelt
Günſtige finanzielle Lage des Stadttheaters Kottbus. Der

Beſuch des Stadttheaters in Kottbus war im letzten Winter
außerordentlich ſtark und überſtieg den des vorletzten Winters
um rund 38,8 Prozent. Die Ziffer der zahlenden Beſucher ſtieg
auf über 140 000 in ſieben Monaten gegen 106000 im Vorjahre.
Die wirtſchaftliche Lage des Theaters war infolgedeſſen be-
merkenswert günſtig, und Direktor Spannuth-Bodenſtedt er
reichte, daß den reengagierten Mitgliedern während der Sommer-
ferien eine Unterſtützungsgage von 50 Prozent ihrer Winter-
gage von der Stadt gewährt wird. Die Stadt Kottbus ernannte
Direktor Spannuth-Bodenſtedt angeſichts der erfolgreich ge
leiſteten Arbeit zum Jntendanten.

7

Ein großer Pariſer Theaterſtreit. Henri Bernſtein,
einer der erfolgreichſten franzöſiſchen Dramenſchreiber, und
Firmin Gémier, der Direktor des Odoon, ſind einander
wegen einer Rede Gémiers in die Haare geraten. Gémier hatte
nämlich in einer Fixierung des Gegenwartswertes der fran-
zöſrſchen Bühnenſ ellerei vergeſſen, den Namen Bernſtein
zu erwähnen. Das zahlt ihm nun Bernſtein mit ſchwerſtem
Geſchütz heim. Er nennt Gémier einen Abenteurer, einen alten
Profiteur, einen von verſchiedenen fremden Regierungen aus
gehaltenen, beſtochenen Geſellen. Gémier hatte auch die Unvor-
ſichtigkeit, einen anderen von Tantièmen begünſtigten franzö
ſiſchen Stückeſchreiber nicht zu nennen, nämlich Louis Ver
ne uil. Nun veröffentlicht Bernſtein in der „Comoedia“ eine
Quittung Gémiers an Verneuil für das erhaltene Honorar der
Mitarbeit an einem der beſtgehenden Stücke Verneuils in Höhe
von 50000 Franken. Mit dieſer Enthüllung glaubt Bernſtein
ſeinen Feind Gémier, den er mit einem ganzen Kübel von Jn-

vektiven überſchüttet, für immer unmöglich gemacht zu haben.
7

Ein Stadttheater in Konſtantinopel. Die Präfektur von
Konſtantinopel erhielt einen Bauplatz für ein neues Stadttheater
und ein neues Konſervatorium zugewieſen. Gegenwärtig iſt man
dabei, die für den Bau dieſer Jnſtitute notwendigen Mittel auf-
zubringen. Ein türkiſcher Theater und Konſervatoriumbetrieb
muß allerdings erſt aus dem Nichts geſchaffen werden. Das
Rudiment eines Konſervatoriums beſteht zwar ſchon ſeit einiger
Zeit. Auch hier hat ſich der neue türkiſche Staat alle Mühe ge-

digen Unterlagen müſſen in Form von Merkblättern von der ihm zu Ehren ein Frühſtück geben. Der

EZ

Vielleicht werden die Sozialiſten durch die Erfahrungen, die
ſie mit den Verſuchen zu einer Regierungsbildung gemacht haben,
zu der Einſicht gelangen, daß ähnlich wie im großen Kriege auch
aus der letzten Wahlſchlacht nur Beſiegte hervor
gegangen ſind und zu ihnen auch der vermeintliche
Sieger zu zählen iſt, deſſen Ohnmacht ſich in ſeiner Ab-
hängigkeit von den anderen Parteien klar gezeigt hat. An ihrem
„überwältigenden Siege“ haben die Roten wahrlich
noch keine Freude erlebt, und ſie mögen ihn im ſtillen ſchon
manchmal verwünſcht haben. Es liegt ſomit für Braun, den
Diktator von Preußen und Deutſchland, bereits aller Anlaß vor,
von ſeinem hohen Roß herabzuſteigen, wenn er und ſeine Leute
überhaupt für Lehren zugänglich ſind. Recht lehrreich ſind die
Unterhaltungen mit Herrn Müller aber auch für die bürgerlichen
Parteien, denen dankenswerte Einblicke in die Geheimniſſe der
Regierungskunſt der roten Herren und in ihren „ſtaatspolitiſchen“
Geiſt gewährt worden ſind. Es iſt bezeichnend für den Macht-
dünkel, der immer noch trotz des kläglichen Verlaufs der Be

Der Krach bei der Arbeiterbank
(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)

ka. Berlin, 26. Juni.
Bei der Leitung der Berliner „Bank der Arbeiter, An

geſtellten und Beamten A.-G.“ iſt es vor einiger Zeit zu einem
großen Krach gekommen, der damit endete, daß ein Mitglied des
Vorſtandes ſozuſagen mit Polizeigewalt aus den Räumen entfernt
wurde. Die Sache hat ziemlich viel Staub aufgewirbelt, da es
ſich um ein Jnſtitut handelt, das unmittelbar unter der Kontrolle
der Gewerkſchaften ſteht. Aus politiſchen Gründen hat man
daher, als man ſah, welche Folgen ſich aus dieſem Krach ergaben,
durch „eine Kommiſſion feſtſtellen laſſen, daß man zwar ſchwere
Vorwürfe gegen den Entlaſſenen erheben müſſe, daß aber ſeine
„perfönliche Ehrenhaftigkeit außer allem Zweifel ſtehe. Nun
wurde auch die Entlaſſung zurückgenommen, worauf der Be
i hiede nun eine regelrechte Kündigung zum 1. Oktober ein-
reichte.

Preſſeſtelle und Auswärtiges Amt
(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)

Ka. Berlin, 26. Juni.
Wie verlautet, dürften in der Reichspreſſeſtelle nunmehr

grundlegende Aenderungen vor ſich gehen. Dieſe Gerüchte finden
auch bereits heute morgen in dem Zentrumsblatt „Germania“
thren Widerhall. Dort heißt es nämlich: „Man kann wohl ſagen,
daß es dem Auswärtigen Amt reſtlos gelungen iſt, die Preſſe
abteilung hauptſächlich in ihren eigenen Dienſt zu ſtellen. Die
Preſſeabteilung hat jedoch gegenüber den Zielen und Zwecken,
die ſie noch unter Hammann verfolgte, im neuen Staat eine
andere umfaſſendere Aufgabe erhalten. Sie muß bei geſteigerten
vielſeitigen Erforderniſſen in Politik und Geſetzgebung eine Ein
richtung ſein, die der geſamten Reichsregierung und ihrer ge-
ſamten Arbeit in gleicher Weiſe zur Verfügung ſteht. Wird dieſe
einzig mögliche Auffaſſung zugrunde gelegt, dann muß die
dringende Forderung erhoben werden, daß auch die Perſonal-
fragen, wenigſtens die wichtigſten Perſonalfragen, nicht mehr
allein vom Auswärtigen Amt, ſondern von der Geſamtheit des
Kabinetts geregelt werden. Die einzelnen Reſſort Miniſter
müſſen das Recht der Mitentſcheidung haben, ſolange man ſich
nicht entſchließt, Hauptreferate der Reichskanzlei zu unterſtellen.
Regierungsneubildungen pflegen bekanntlich auch gewiſſe Ver
änderungen in der Preſſeabteilung mit ſich zu bringen, und man
nimmt an, daß es außer dem Leiter der Abteilung auch diesmal
der Fall ſein wird.“ Demnach kann man ſich alſo tatſächlich
auf eine grundlegende Umſtellung der Reichspreſſeſtelle im Sinne
des neuen Kabinetts gefaßt machen, wobei man ſich erinnern
wird, daß unter der bürgerlichen Reichsregierung ein ſozial-
demokratiſcher Reichspreſſechef ungeſtört und wohlgemut ſeines
Amtes walten konnte.

h m r m nſ„wm m k„l(nnJ

Abſchied Sir Ronald Lindſays von Berlin.
Der bisherige engliſche Botſchafter in Berlin, Sir Ronald

Lindſay, wird am Mittwoch vormittag vom Reichspräſidenten in
Abſchiedsaudienz empfangen werden. Der Reichspräſident wird

engliſche Botſchafter
wird Berlin vorausſichtlich gegen Ende der Woche verlaſſen.

geben, die Bildung einer neuen türkiſchen Muſik von oben herab
zu beſtimmen. Zu dieſem Zweck bereiſen Kommiſſionen die ver-
ſchiedenen Provinzen, um das alte Volksgut von Liedern und
Geſängen zu ſammeln. Dieſes melodiſche Gut ſoll gleichſam der
Urſtoff werden, woraus ſich die, wie geſagt, noch gar nicht exi-
ſtierende türkiſche Jnſtrumentalmuſik erſt zu entwickeln hätte.
Die türkiſche Regierung will das Konſervatorium und das
Theater nach deutſchem Muſter und deutſchen Lehrprinzipien ein
richten. Als Berater fungiert jetzt ſchon der Dresdener Staats-
opernkapellmeiſter Kurt Striegler. Striegler dirigierte letztes
Jahr mit dem früheren Sultansorcheſter, jetzt GaziOrcheſter,
ſehr erfolgreich eine Reihe von Konzerten. as das eater
betrifft: Urſprüngliches türkiſches Theater geben nur die
Marionettenſpiele während des Faſtenmonats Ramaſan. Die
mythiſche Form dieſer Marionette iſt der „Garagöß“, der Pro-
duzent ſo ziemlich der unflätigſten Witze der Weltliteratur, was
die Türken nicht hindert, die Vorſtellungen auch en famille zu
beſuchen. Alles andere Theater in der Türkei iſt europäiſchen
Urſprungs, der Schauſpielerſtil, die Regie.

Die Welt des Films
„Der Scheidungsanwalt“. Der Film „Der Scheidungs

anwalt“, der nach dem Roman „Die Frau von geſtern und
morgen“ von Alfred Schirokauer von der OttolFilm G. m. b. H.
unter der Regie von Heinz Paul hergeſtellt worden iſt, hat als
Hauptperſon einen Berliner Anwalt, und zwar einen Spezialiſten
für Eheſcheidungen. Das Thema dieſes Films iſt die Ehe in
allen ihren Schattierungen und Nuancen und die ſehr aktuelle
und hypermoderne Frage des Gheproblems und der erleichterten
Scheidung unglücklicher oder leichtſinnig eingegangener Ghen.
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Das „Mirakel“ wird verfilmt. Die „Firſt National“ will,
wie aus Hollywood gemeldet wird, im September mit der Ver-
filmung von Vollmöllers „Mirakel“ beginnen unter der Regie
von Alexander Korda. Nach Abſchluß außerordentlich umfang
reicher Quellenſtudien über die wunderbare Legende von der
Jungfrau und der Nonne, wie ſie Maeterlinck in ſeiner
„Schweſter Begtrice“ und Vollmöller in „Das Mirakel“ be
arbeitet hat, iſt die Sternheim-Film- Geſellſchaft mit den Vor-
bereitungen eines Standard- Werkes beſchäftigt, das dieſes
Thema im Film behandeln wird. Julius Sternheim, der in
früheren Jahren ſchon manches gute Film-Manuſkript ſchuf und
deſſen Studien auf religiöſem Gebiet bekannt ſind, bearbeitet
die Legende für den Film ſelbſt unter Aſſiſtenz ſachverſtändiger
Wiſſenſchaftler. Um irgendwelche Komplikationen zu vermeiden,
wendet Sternheim ſich bewußt von Maeterlinck und Vollmöller
ob und benutzt als Vorwurf ausſchließlich die Originallegenden
und Gedichte, die die Zeit von 1100 bis 1600 n. Chr. unnfaſſen.

Die Ohnmacht der „Sieger“
Sie haben an ihrem „Sieg“ noch keine Freude gehabt

mühungen des Herrn Müller deſſen Partei beherrſcht, daß ſie
mit einer parteifanatiſchen Verbohrtheit den 11. Auguſt z um
Mittelpunkt ihrer Forderungen macht, um „ihren
Nationalfeiertag dem ganzen Volke undſo ihre Macht zu zeigen, unbekümmert um die unausb! eiblichenFolgen einer Ler chärfung der innerpolitiſchen

Den wertvollſten An hat die Volkspartei genoſſen, die einen kleinen Vorgeſchmack von dem
Aſchenbrödeldaſein erhalten hat, das ihr in einer roten Koalition
blühen würde. Sie würde einer geſchloſſenen Mauer der
Weimaraner gegenüberſtehen, gegen die ſie ohnmächtig wäre.
Jm Reichstag will man damit rechnen, daß bereits in der
nächſten Woche die Regierungserklärung wird r
werden können, und danach ſcheint es, als ob der FrankenMüller
entſchloſſen wäre, den gordiſchen Knoten irgendwie zu durch
hauen. Er würde ihn mit einem ſolchen Verſuch aber wahr
ſcheinlich nur noch mehr verwickeln, und es ſieht vorläufig nicht
ſo aus, daß die Verhandlungen nahe vor ihrem Abſchluß ſtehen.

Jtalien lehnt deutſche Hilfe ab
Wie wir erfahren, hat die italieniſche Regierung den

deutſchen Stellen, die eine Hilfsexpedition für Nobiles Begleiter
ausrüſten wollten, zu verſtehen gegeben, daß die Unterkunfts-
möglichkeiten in Kingsbay allzu ſtark überlaſtet wären. Unter
dieſen Umſtänden kann das zum Polarflug beſtimmte Dornier-
flugboot nicht in Aktion treten.

Wieder ein Opfer der Moskauer Folter
Telegraphiſche Meldung.)

Moskau, 26. Juni.
Der SchachtyProzeß geht allmählich ſeinem Ende entgegen.

Vor ausſichtlich werden am Mittwoch oder Donnerstag die
Sitzungen unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtattfinden, wobei
die Beziehungen der ſogenannten „konterrevolutionären Organi-
ſation“ zu polniſchen und franzöſiſchen Behörden behandelt
werden ſollen. Die heutige Verhandlung begann mit einer er-
ſchütternden Szene. Der einundfünfzigjährige Angeklagte Sco-
rutti hatte in der Vorunterſuchung kein Geſtändnis abgelegt, er
gehörte zu den „Nichtgeſtändigen“. Heute wiederholte Scorutti
zunächſt die Beteuerung ſeiner Unſchuld, teilte dann aber plötzlich
mit, er habe in der vergangenen Nacht ein ſchriftliches Ge-
ſtändnis abgelegt. Jn dieſem Augenblick ſchrie in einer Loge, wo
die Angehörigen Scoruttis ſaßen, eine Frau händeringend auf:
„Nikölai, was tuſt du? Du lügſt! Du biſt doch unſchuldig!“ Eswar Frau Scorutti, die nach dieſen Worten in Ohnmacht fiel:

ihr Mann, der Angeklagte, wankte ſelbſt und droht umzufallen.
Staatsanwalt Krylenko ſchiebt ihm einen Stuhl hih, auf dem
Scorutti zuſammenſinkt. Jm Saal ſchreien zahlreiche Frauen
auf. Langſam erholt ſich Scorutti und widerruft ſein Ge-
ſtändnis. Er erklärt, daß er in den letzten Monaten ſehr mürbe
geworden ſei und nur mit Hilfe von Medikamenten vor dem
Wahnſinn bewahrt geblieben ſei. Dann fährt er fort: „Was ich
in der geſtrigen Nacht unterſchrieben habe, weiß ich nicht mehr.
Jch hätte alles unterſchrieben.“ Man denkt an Baſchkin und an
Mayers Nervenzuſammenbruch im Gefängnis.

Politiſche Umſchau
Dr. Brauns acht Jahre Miniſter.

Der Reichsarbeitsminiſter Dr. h. c. Brauns, feiert am
Mittwoch, den 27. Juni das Jubiläum der achtjährigen
Miniſterſchaft.

Der Maharadſcha von Patiala in Berlin.
Mit dem Pariſer Schnellzug traf heute morgen auf dem

Bahnhof Friedrichſtraße 8,83 Uhr mit großem Gefolge der Maha-
radſcha von Patiala in Berlin ein. Sein Gefolge beſteht aus
25 Perſonen, die ſich in bereitſtehenden Automobilen nach dem
Hotel Adlon begaben, wo der indiſche Fürſt während ſeines
Berliner Aufenthaltes Wohnung genommen hat.
Roſſés wieder im Kolmarer Gefängnis.

Der Kolmarer Abgeordnete Roſſé wurde nach vorläufiger Ein
ſtellung des gegen ihn in der Sapart- Angelegenheit anhängigen
Verfahrens von Mülhauſen wieder in das Kolmarer Gefängnis
überführt.

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei dem häufig wiederkehrenden
Streit um die geiſtige Originalität der Legende Sternheim es
ablehnt, ſeine Quellen namhaft zu machen. Nur ſoviel ſei ge
ſagt, daß er ſolche nicht nur aus der Preußiſchen Staats und
der Univerſitäts-Bibliothek entnommen hat, ſondern auch auf
ſolche Quellen zurückgreifen darf, die ſich ſowohl in der Bibliothek

des Britiſ ſeums als auch in der iſer Nationabchen Mu
Bibliothek, der Pariſer ArſenalBibliothek, der Darmſtädter Hof-
Bibliothek, der Königlichen Bibliothek zu Haag und anderen
vorfinden.

Von deutſchen Hochſchulen
Königsberg i. Pr.

Der Lehrſtuhl der Pharmakologie an der Univerſität
Königsberg i. Pr. iſt Dr. Fritz Eichholtz in Elberfeld
angeboten worden. Dr. Eichholtz, der aus Lippſtadt i. W. ge
bürtig iſt, war Schüler von Max Verworn und Paul Trendelen-
burg ünd habilitierte ſich 1924 für das Fach der Pharmakologiein Freiburg i. B., wo er zugleich bei Prof. Paul Trendelenburg

als erſter Aſſiſtent am pharmakologiſchen Jnſtitut tätig war. Seit
1925 wirkt Eichholtz in Elberfeld.

Göttingen.

Dem Privatdozenten in der philoſophiſchen Fakultät der
Univerſität Göttingen, Dr. Wolfgang Krauſe, iſt ein
Lehrauftrag zur Vertretung der keltiſchen Philologie erteilt
worden. Der beſonders auf dem Gebiete der altindiſchen, alt
isländiſchen und altiriſchen Philologie fachwiſſenſchaftlich tätige
Jndogermaniſt iſt 1896 in BerlinSteglitz geboren. ſtudierte
in Berlin und Göttingen, beſonders unter Jakob Wackernagel,
Wilh. Schulze und Ed. Hermann. Jm Sommer 1923 erwirkte
Krauſe ſeine Zulaſſung als Privatdozent für vergleichende
Sprachwiſſenſchaft an der Göttinger Univerſität mit einer Schrift
„Die Frau in der Sprache der altisländiſchen Familiengeſchichte“.

Roſtock.

Der Privatdozent Dr. jur. Erik Wolf in Heidelberg
hat einen Ruf als ordentlicher Profeſſor für Strafrecht, Straf-
prozeßrecht und Zivilprozeßrecht an die Univerſität Roſtock als
Nachfolger des verſtorbenen Geh. Juſtizrats Wachenfeld erhalten.
Wolfs Veröffentlichungen betreffen Strafrecht, Rechtsphiloſophie.
Soziologie. Geboren 1902 in Biebrich am Rhein, ſtudierte Wolf
in Frankfurt und Jena beſonders unter M. E. Meyer, F. W.
Jeruſalein und A. Graf zu Dohna. 1924/25 war Wolf Aſſiſtent
bei Profeſſor Dohna, ſpäter Aſſiſtent der Heidelberger juriſtiſchen
Fakultät (Bibliothekar des Seminars) und habilitierte ſich im
Februar 1927 in der genannten Fakultät für Strafrecht und
Rechtsphiloſophie. Gleich darauf wurde er mit der Abhaltung von
Vorleſungen an der Univerſität Kiel beauftragt.



Halle uns Amgebung
Halle, 27. Juni.

Keine Verbannung der Choräle
aus den Schulen

Eine Erklärung des Kultusminiſters.
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung weiſt

mit Nachdruck darauf hin, daß es nicht beabſichtigt ſei, durch die
Richtlinien für den Muſikunterricht an Volksſchulen das
einſtimmige geiſtliche Lied oder Kirchenlied aus dem Muſik
unterricht in den Volksſchulen zu verdrängen; vielmehr geben die
Richtlinien angemeſſenen Raum für die Pflege und Förderung
des geiſtlichen Geſanges innerhalb der Schule. Jn den neuzeit
lichen Liederſammlungen ſei geiſtliches Liedergut durchweg ſehr
ſtark berückſichtigt worden. Unſer Volk will ſejpe deutſchen
Choräle nicht entbehren!

Die ſchönſten Blumenboote
nach Anſicht des Publikums

Nachklang zum Waſſerkorſo.
Das Publikum hat ſich dem Preisrichteramt für den Waſſer

Blumenkorſo mit großem Ffer gewidmet. Das Ergebnis deckt
rege Teil mit dem Urteil des Halleſchen Wirtſchafts- und

kehrsverbandes. Die Preisträger ſind folgende:
1. Fraßf Boot Nr. 18, T Heinrich Oſt er, (Frühlings-

fabr d rühſtückskorb, geſtiftet von der Firma Pottel &K Bros
owski;

2. Preis: Boot Nr. 6, Geſchwiſter Petrich, (Drei rote
Roſen), Pokal, geſtiftet vom Halleſchen Wirtſchafts- und Ver
kehrsverband, e. V.;

3. Preis: Boot Nr. 12, Herr Werner Diedr ich (Radio),
Schale, geſtiftet von der Firma Wratzke Steiger, r.

4. Preis: Boot Nr. 4, Verein der Altpreußen (Alt-
prepbep Pokal, geſtiftet vom Hall. Wirtſchafts und Verkehrs
verband;

wei 5. Preiſe: Boot Nr. 838, Herr Paul Knittel (Windmühle Boot Nr. 28, Herr Wilhelm Frantz, Reideburg Korn
We je 1 Becher, geſtiftet vom Hall. Wirtſchafts- und Ver
kehrsverband;

6. Preis: Boot Nr. 20, Herr P. Spaarmann (Wochen
end), Taſchenlampe, geſtiftet von der Firma K. Schneider,
Optiker.

Jm Badewannen-Rennen, das ebenſo wie das
vom Verein für Kanuſport, Halle, durchgeführt

worden iſt, T e e ei pfiff S Kurt Nebe,
lle. eiter wurde Herr Fr eiffer, Halle.d i eine Schale, Jeſuftet von der Firma G. Dunker,

Juwelier;
3. Preis: ein Becher, geſtiftet vom Hall. Wirtſchafts und

Verkehrsverband.
Fiſcherſtechen ſiegte die Mannſchaft Steglich-

Pfeiffer. Preis: 2 Pokale, geſtiftet vom Hall. Wirtſchafts- und
Verkehrsverband.

Wen intereſſieren Bucheinbände?
Donnerstag Führung durch die Ausſtellung im Roten Turm.

Die Leitung der ReichsWanderausſtellung von Bucheinbänden
im Roten Turm gibt bekannt, daß am Donnerstag, nachmittags
6 Uhr, eine Führung ſtattfindet. Der Leiterder Einbandwerkſtätten der hieſigen Herrelegenheit über dasOtto Pfaf wird, wie bisher, bei dieſer
Weſen des Handeinbandes ſprechen. Es ſei an dieſer Stelle darauf

ewieſen, daß dieſe Ausſtellung letztmalig am Sonntag, den
uli, von 10--1 Uhr, geöffnet iſt. Die Ausſtellung nimmt be

kanntlich eine Wanderung durch deutſche Städte und ſoll am
12. Juli bereits in Breslau eröffnet werden. Ein Beſuch ſei da
her dringend empfohlen.

Worüber wir uns ärgern
Stimmen aus dem Publikum.

Naivität oder Verblödung?
Als Jnhaber eines Ladens iſt man ſchon allerhand „Scherze“

und r des lieben Publikums gewohnt; nachſtehender
Fall dürfte es aber wert ſein, J u werden.

Kommt da eines Tages bei ſchönſtem Wetter eine beſſer ge
kleidete Dame mittleren Alters und bittet um Einſichtnahme des
Argen Der Geſchäftsinhaber bemüht ſich ſelbſt, findet die
Adreſſe und nun geht's los: „Können Sie mir das nicht auf

„Gut, 237 Müllerſtraße 358.“ „Wo iſt denn
ie Müllerſtraße?“ „Die iſt gar nicht weit von Er Sie gehen

dieſe Straße vor, biegen dann rechts in die H.-Straße, gehen
weiter, bis Sie auf die Müllerſtraße, eine Querſtraße rechts,
kommen. d kann ich denn da t „Gewiß,

ngnädiges Fräulein, Sie können auch ahren.“ „Sie gehen
dann bis zur H.Straße, Halteſtelle der Straßenbahn Nr. 9, und
fahren dann ziemlich bis hin.“ Nach endloſem Suchen in aller
hand Taſchen und Täſchchen „nun habe ich kein Geld.“
„Würden Sie mir 15 Pf. Fahrgeld leihen „Ja, aber gnädiges
Fräulein, ich kenne Sie ja gar nicht, dann können Sie doch hin
laufen, es iſt doch nicht weit.“ „Wenn Sie mir den Weg auf

e ichnen wollten? Oder, hier habe ich Schokolade, brechen Sieſich etwas davon ab und geben Sie mir die 15 Pf. Das
Gelächter eines neueintretenden Käufers und die ablehnende Ant-
wort des geplagten Kaufmanns vertrieben endlich die gänzlich

fremde „freundliche“ Damel! X. V.
Vom Neubau abgeſtürzt. Dienstag mittag um 343 Uhr

ſtürzte von einem Neubau in der Mozartſtraße ein Maurer-
lehrling ab. Hierbei er ſich einen doppelten Beinbruch und
einen Bruch des rechten Handgelenkes zu. Der Verunglückte
wurde ſofort in ärztliche Be gebracht.

„Weinberg“. Jn den beiden Mittwochs-Konzerten kommen
alte und neue Operetten und Walzer zum Vortrag. Abends
Tanz im renovierten Saal. Donnerstag Extra- Konzert vom
Gerlach-Orcheſter.

Wohin gehe ich heute?
Stadttheater: „Don Gil von den grünen Hoſen“ (8).
Walhalla: Weltſtadt-Varieté Programm mit Gaſtſpiel „Gla-

zeroffs Kunſt-, Geſangs und Tanzrevue“ (8).
C. T. am Riebeckplatz: „Almenrauſch und Edelweiß“ und

Gaſtſpiel der Seidelſänger (4, 6.10, 8.15).
C. T. Große Ulrichſtraße: „Wenn ein Weib den Weg

verliert“ (4, 6.10, 8.15).
Ufa Alte Promenade: „Das Ladenmädel“ (4, 6.15, 8.20).
Ufa Leipziger Straße: „Jm Wirbel der Weltſtadt“ 4, 6.15,

8.20).

Schauburg: „Einbruch“ (4.30, 6.30, 8.30).
Modernes Theater: Blatzheim in „Knock-Out“ (8).
Rakete: Das fabelhafte Kabarett-Pragramm (8).
Kochs Künſtlerſpiele: Das glänzende Juniprogramm (8).
Haus Dietrich Kaſino: „PpoſſartVPand“.

15. Juli, im Grune

Achtung: Starkſtrom!
Jeder 50. Betriebsunfall durch elektriſchen Strom Wie iſt die Wirkung, wie die Behandlung

J.

Jm Jahre 1900 kam auf mehr als 500 Betriebsunfälle mit
tödlichem Ausgang nur einer, der vom elektriſchen Strom
verurſacht war, heute fällt jeder fünfzigſte zu Laſten
dieſes Betriebsmittels. Dieſe gewaltige Zungahme iſt nicht etwa
durch mangelhafte Sicherheitsmaßnahmen oder zunehmende
Leichtfertigkeit verſchuldet, ſondern durch die ungeheure
Verbreitung, die der elektriſche Strom als Kraftquelle ge
funden hat.

Außerdem iſt eine
Erhöhung des Gefahrmoments

in der Steigerung der Stromſtärken, mit
denen heute gearbeitet wird, zu ſuchen. Aus techniſch-ökono
miſchen Gründen liefern die Rieſendynamos der Ueberland-

Strom von einer Spannung, die weit über das Maß
eſſen, was als Licht- oder Kraftquelle benötigt wird, hinaus-

ger Die Droſſelung, Umformung, auf die für den Betrieb von
otoren und Lichtanlagen geeigneten Spannungen geſchieht erſt

am Orte der Verwendung. Wenn auch, wie ſpäter gezeigt werden
wird, die tödliche Wirkung des elektriſchen Stromes in
keinem direkten Verhältnis zu ſeiner Spannung ſteht, iſt die Ge
fährlichkeit der Hochſpannungsleitungen keinesfalls zu
unterſchätzen, beſonders ſchon deshalb nicht, weil iſolierende
Schutzmaßnahmen, die normal geſpannten Strömen ein unüber-
windliches Hindernis bieten, gegen hochgeſpannte Ströme
oft keinen genügenden Schutz bieten.

Die beiden Stromarten, die als Kraftquellen in Betracht
kommen, ſind der Gleichſtrom, der den Stromkreis immer
in gleicher Richtung durchläuft und der Wechſelſtrom, der
in ununterbrochener ſchneller Folge ſeine Richtung hin und her
wendet. Experimentell konnte nachgewieſen werden, daß die
unterſte tödliche Stromſtärke bei Gleichſtrom viermal größer
als bei dem Wechſelſtrom iſt. Da aber bei Betriebsunfällen faſt
immer mit der Einwirkung eines Vielfachen der gerade noch als
tödlich ermittelten Stromſtärke zu rechnen iſt, iſt die praktiſche
Bedeutung dieſes Befundes nur gering. Keinesfalls reicht ſie
aus, um der einen Stromart aus Gründen der Unfallverhütung
vor der anderen den Vorzug zu geben.

Von viel größerer Bedeutung iſt es, zu betrachten, welche
Stromſpannungen ſchon tödlich wirken können, welche unbedingt
tödlich wirken müſſen. Nach allen bisherigen Erfahrungen
namentlich auch nach den ſoeben erſchienenen intereſſanten Aus
n von Pietrusky, Breslau, iſt die Beantwortung

ieſer ſelbſtverſtändlichen Frage außerordentlich ſchwierig. Man
kann nur ſagen, daß wahrſcheinlich ſchon Spannungen von nur
etwa 60 Volt tödliche Unfälle verurſachen können, während unter
Umſtänden Tauſende ja ſelbſt Hunderttauſende Volt den Körper
ſchadlos paſſieren können. Für

die gefährliche Wirkung
kommt nämlich außer der Voltzahl, das iſt der von der Kraft
quelle gelieferten elektromotoriſchen Spannung, auch die in
Ampére ausgedrückte Stromſtärke in Frage. Dieſe iſt jedochkein abſoluter Wert, ſondern ſie ſteigt einerſeits mit der von

der Maſchine gelieferten elektromotoriſchen Kraft (Volt) an und
ſinkt andererſeits mit den im Stromkreis befindlichen Wider-
ſtänden (Ohm). Ebenſowenig wie für die Spannung können für

auch

die Stromſtärke zahlenmäßige Grenzen der Ungefährlichkeit oder
tödlichen Wirkung feſtgelegt werden. Ausſchlaggebend für das
Zuſtandekommen der Unfälle durch Strom ſcheint vielmehr das
Verhältnis der beiden Faktoren zueinander zu ſein. Erfahrungen
und Verſuche ſprechen dafür, daß Spannungen von 220 bis 440
Volt bei einer Stromſtärke von nur 0,1 Ampere tödliche Unfälle
hervorrufen können, während andererſeits 30000 Volt bei 4 Am
père unter Umſtänden vertragen werden.

Für die Praxis geht aus dieſer ſehr großen Verſchieblichkeit
der Grenzen folgendes hervor:

Bricht das Opfer eines elektriſchen Unfalles beſinnungs-
los ohne wahrnehmbaren Puls und Atmung zuſammen, 13

alle theoretiſchen Erörterungen zu ſchweigen. Keinesfalls
arf Kenntnis der hohen „unbedingt“ tödlichen Spannung des

den Unfall verurſachenden Stromkreiſes dazu verführen, den
Fall als hoffnungslos anzuſehen.

Die gleichen
Wiederbelebungsverſuche,

wie bei der Rettung Ertrunkener künſtliche Atmung und Herz
maſſage, müſſen unter allen Umſtänden ſtundenlang fortgeſetzt
werden. Tatſächlich hat der unermüdilche Eifer der Arbeits
genoſſen auf dieſem Wege ſchon Menſchenleben gerettet, die nach
dem Urteil phyſikaliſcher und mediziniſcher Wiſſenſchaft als ret
tungslos aufgegeben waren.

Es hat ſogar, ſo erſtaunlich dies zunächſt irge mag, faſt
nfällen dec

hochgeſpannte Ströme günſtiger ſind, als nach ſolchen dur
Ströme mittlerer Spannung. Erſtere haben die enſchaft,
blitzartig zu betäuben und Herzſtillſtand hervorzurufen, Zuſtände,
die nach Unterbrechung der Stromwirkung von ſelbſt oder unter
den geſchilderten Wiederbelebungsmaßnahmen ſchwinden können.
Ströme mittlerer Spannung können das Herz in den Zuſtand
des Flimmerns, des ungeordneten, zweckloſen Leerlaufes ver
r e zem die Zurückführung zur normalen Tätigkeit oft
ni elingt.Die beabſichtigte C durch elektriſchen Strom, die
Hinrichtungsmethode der U. S. A., macht von dieſem Verhalten
Gebrauch, indem ſie durch den Körper des Delinquenten zuerſt
einen ſchnell betäubenden Strom von 1800 Volt ſendet und dann
ihr trauriges Werk mit einem ſolchen von 800 Volt beendet.

Selbſtverſtändlich ſpielt für den Ausgang auch die Dauer der
Stromeinwirkung eine Rolle. Die Ausſichten des Betroffenen, der
eine Leitung berührt, ſofort zuſammenbricht und damit den
Strom unterbricht, ſind günſtiger als die desjenigen, deſſen
Körper längere Zeit vom Strom durchlaufen wird. Jn
dieſen beſonders unglücklichen Fällen, in denen der Verunglückte
längere Zeit dem Stromdurchgang ausgeſetzt iſt, kann jedoch
bisweilen

ein eigenartiger Selbſtſchutz
rettend eintreten: Der Strom, der an Ein und Austrittsftelle
mer oder minder ſtarke verbrennungsartige Gewebsſchädigun gen
erzeugt, ruft häufig eine vollkommene Verkohlung der be
troffenen Hautparlie hervor. Die ſo aus Körpergewebe gebildeteKohleſchicht wirkt als Jſoliermaterial und ſt e
Körper durch Stromunterbrechung vor einer längeren Ein

wirkung. Dr.ne (Ein Schlußaufſatz folgt.) In a Htaues.

Turnen Spiel undSport
Deutſche Schwirg MNeiſterſchaſten

Zugleich Ausſcheidungskämpfe für Amſterdam.

Der Deutſche Schwimmverband bringt diesmal
ſeine Deutſchen Meiſterſchaften bereits viel früher zum Aus-
trag als gewöhnlich, da ſie in dieſem Jahre zugleich Aus ſ ch e i
dungskämpfe für die olympiſchen Spiele in
Amſterdam ſind. Sie kommen daher ſchon in den Tagen vom
18. bis 16. Juli zur Durchführung. Die Vorbereitungen für
das Verbandsfeſt hat der Berliner Schwimmverein
von 1878 übernommen, der als älteſter deutſcher Schwimm-
verein in dieſem Jahre ſein 50-jähriges Jubiläum
e kann. Er hat es ſich zur Aufgabe gemacht, ſeinen Gäſten
den Aufenthalt in der Reichshauptſtadt ſo angenehm wie möglich
zu machen. Damit die Entſcheidungskämpfe für die olympiſchen
Spiele unter den gleichen Bedingungen wie in Amſterdam ſtatt
inden können, mußte das Stadion in Berlin-Grunewald einem
mbau unterzogen werden. Das urſprünglich 100 Meter lange

Becken weiſt jetzt eine 50-Meter-Bahn, in der Mitte liegend, auf.
Von der Zuſchauertribüne zur Rechten iſt der Sprungturm, auf
der anderen Seite ein Lehrbecken.

Die Wettkämpfe erſtrecken ſich infolge der Erweiterung des
ſportlichen Programms auf Beſchluß des Verbandstages in Ham-
burg auf drei Tage und beginnen dahex ſchon am Freitag.
An jedem Vormittage werden die Vorkämpfe, an jedem Nach-
mittage die Entſcheidungen ausgetragen. Von den geſell-
ſchaftlichen Veranſtaltungen ſeien beſonders am Freitag mittag
die Grundſteinlegung des Deutſchen Schwimm-
verbands hauſes im Sportforum zu Berlin-Grunewald
ſowie der Begrüßungsabend und Feſtakt zum goldenen Vereins-
jubiläum im Stadtverordnetenſagale des altehrwürdigen Rat-
hauſes erwähnt. Am Abend winkt den Kameraden ein Unter
haltungsabend im Minneſängerſaal des Reſtaurants Bayernhof
in Geſtalt eines Kommerſes. Der Sonntag iſt für die Preis
verteilung und den Jubiläumsball im T Feſtſaal der
„Kammerſäle“ vorgeſehen. Für die Schlachtenbummler kommen
dann die Erholungsſtunden am Montag in Geſtalt einer Auto-
rundfahrt mit anſchließender Mittagstafel auf der Abtei.
Eine otorbootfahrt führt dann die Gäſte zum Sport
platz „Jung Arthur“, wo ſie noch einige fröhliche Stunden bei
einem Gartenfe ſt verbringen ſollen.

TennisCLänderkampf Geſterreich Rumänien
Das iraditionelle Tenniswettſpiel Oeſterreich -Rumä-

nien wird in dieſem Jahre im Rahmen des internationalen
Turniers in Pörtſchach am Wörtherſee durchgeführt werden.
Das Turnier beginnt am 11. Auguſt und ſieht neben Oeſter
reichern und Rumänen auch ungariſche Spieler am Start.

Dom grünen Raſſen
Dern II iſt aus dem Jnternationalen Jagdrennen im

Grunewald am 13. Juli geſtrichen worden. Danach ſcheint
ſich die Meldung zu beſtätigen, nach der der Hengſt nicht ganz
heil aus dem Kronen-Preis in Karlshorſt zurückgekehrt iſt.
Schade, daß wir gegen erſtklaſſige franzöſiſche Steepler auf unſere
ſchärfſte Waffe verzichten müſſen.

Conteſſa Maddalona wurde im internationalen
Fliegerrennen, am 11. Juli in Hoppegarten, ſtehen gelaſſen.

Es iſt alſo damit zu rechnen, daß die Stute laufen wird. Da
gegen wurde ſie a St. Simon-Rennen am Sonntag, dem

chen, da der Stall der großen Stute
nach der Arbeitsunte ein Duell mit Oleander er-
ſparen will.

Aus aller Welt
Fünf Perſonen an Pilzvergiftung

geſtorben
Telegraphiſche Meldung,)

Budapeſt, 25. Juni.
Wie aus Kaposvar gemeldet wird, dort acht Perſonennach dem Genuß von Pilgen unter Vergiftungserſcheinungen

ſchwer erkrankt. Fünf Kranke ſind bereits geſtorben. Die übrigen
drei ſchweben in Lebensgefahr. Die Unterſuchung hat ergeben,
daß die Pilze von Zigeunern verkauft worden waren. Auf dem
Markt iſt der Handel mit Pilzen verboten worden.

Poſtraub auf der früheren
„Vaterland“

Werte von zwei Millionen geſtohlen.

Telegraphiſche Meldung.)
London, 25. Juni.

Nach der Ankunft des Ozeandampfers „Leviathan'“, der
r deutſchen „Vaterland“, in Southampton iſt ein um
angreicher Poſtraub aufgedeckt worden, wonach Wert-

und Schmuckſachen im Werte von etwa zwei Millionen
Mark geſtohlen wurden. Bei der Poſtſortierung ſtellte ſich her
aus, daß, obwohl die Siegel der Poſtſäcke nicht berührt waren, der
Jnhalt beraubt und Schecks, Banküberweiſungen, Schatzſcheine und
Banknoten im Werte von mehreren Tauſend Pfund geſtohlen
worden waren. Man vermutet, daß der Diebſtahl bereits vor der
Abfahrt des Dampfers in New Hork erfolgt iſt.

Enthüllung des Jmmelmann-
Denkmals in Dresden

Jn Anweſenheit der Mutter des Fliegers.
Dresden, 25. Juni.

Jm Urnenhain des Tolkewitzer Krematoriums fand Sonntag
vormittag die Enthüllung des Denkmals für den gefallenenKampffliegerleutnant Max Jmmelmann ſtatt. 4 Feier
war neben zahlreichen Offizieren der alten Armee und Reichswehr
und Vertretern von Behörden und Verbänden auch die Mutter
Jmmelmanns ſowie ſein Bruder gekommen. Nach Einweihung
des Denkmals durch Pfarrer Dr. Kauz ſch übergab Major a. D.
Roſenmüller für den Verein Dresden des r Luft
fahrtverbandes und für den Bund Deutſcher n und
beobachter das Ehrenmal in die Obhut der Stadt Dresden, in
deren Namen es Oberbürgermeiſter Dr. Blüher übernahm.
Eine Kranzniederlegung bildete den Beſchluß der Feier.

Startverbot für Thea Raſche
Weil ſie ſich an neue Geldgeber gewandt hat.

(Te'egraphiſche Meldung.)
Newyork, 25. Juni.

Die früheren Geldgeber Thea Raſches haben durch die
Newhyorker Gerichtsbehörde eine einſtweilige Verfügung erreicht,
wonach Thea Raſche vorläufig nicht zum Ozeanflug ſtarten
darf, weil die Fliegerin das Abkommen mit ihnen verletzt
habe, indem ſie ſich an neue Geldgeber gewandt e,
Das Gericht wird erſt endgültig darüber entſcheiden, ob die
Gerichtsverfügung in Kraft bleiben ſoll.
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Landwirtschaft Handel Industrie
Dem ZehnMilliardenSozialetat

entgegen!
Den Aufwendungen entſprechen nicht die Leiſtungen

Wenn man in der Ueberſchrift eine für ein verarmtes Volk
unglaublich erſcheinende Behauptung aufſtellt, dann iſt man zu
nächſt den Beweis dafür ſchuldig. Die Geſamtaufwen-
dungen Deutſchlands für Sozialpolitik im Jahre 1927 ſtellen
ſich nachfolgend:

Sozialverſicherung 4700 Millionen Mark
Sozialausgaben im Reichstetat 3000
Sozialausgaben der Gemeinden 1000

zuſammen: 8700 Millionen Mark
Alſo insgeſamt betrugen die ſozialen Aufwendungen in 1927

ſagt 9 Milliarden Mark. Rechnet man hierzu aber noch die z. T.
wer kontrollierbaren Sozialaufwendungen von den übrigen

öffentlichen Jnſtituten, dann wird die Geſamtausgabe des deut
ſchen Volkes für öffentlich-ſozialpolitiſche Zwecke in 1927 kaum
unter der 10-Milliarden-Grenze bleiben. Nach dem gegenwärtigen
Stande der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung, jetzt Mitte 1928, dürfte
der 10Milliarden-Sozialetat erheblich überſchritten ſein.

Legen wir aber auch nur den oben 4 1927 errechneten
Sozialetat von 8,7 Milliarden Mark zugrunde, dann heißt das,
daß jeder erwerbstätige Deutſche im Jahre 1927 etwa 435 Mark
Sozialausgaben hat direk; tragen müſſen. Um nun eine richtige
Vorſtellung von dem Jrrweg unſerer Sozialpolitik zu erhalten,

es nötig, die Sozialbilanz in einen Vergleich zum deutſchen
olkseinkommen zu ſetßen, d. h. zu der Geſamtſumme der

jährlich in Deutſchland insgeſamt erzeugten Güterwerte. An zu
derläſſigen Schätzungen aus den len Jahren haben wir vor
cllem drei Angaben aufzuweiſen. Der Reichsverband der deut
n r i das deutſche Volkseinkommen auf 43 bis
48 Milliarden, die Spitzenverbände der freien Gewerkſchaften
kommen f 52 bis 60 Milliarden und das Statiſtiſche
kommt auf 50 bis 55 Milliarden. Mit der Höchſtſumme des
Statiſtiſchen Reichsamtes von 55 Milliarden Mark iſt das deutſche
Volkseinkommen ſicher nicht zu niedrig angegeben. Bei einem
Sozialetat von 9 bis 10 Milliarden bedeutet das, daß

16 bis des Arbeitslohnes für Zwecke der Sozial
verſicherungen zurückbehalten wird.

Da nun ein erheblicher Teil des deutſchen Volkseinkommens zu
direkten Soziallaſten überhaupt nicht herangezogen werden kann,
ſo müſſen die direkten Arbeitseinkommen ſtärker belaſtet
werden. der Tat liegen die Dinge in der Praxis ſo, daß
durchſchnittlich 15 bis 83 Prozent des Arbeitslohnes als

iträge der verſchiedenſten Art zurückbehalten wer-
den. Jm Durchſchnitt erhält der deutſche Arbeiter und Angeſtellte
nicht mehr als etwa drei Viertel ſeines Brutto-
lohnes ausgezahlt.

Die direkten Verwaltungskoſten der deutſchen Sozial-
n ſich für 1927 t 609 Millionen Mark. Dieindirekten Verwaltungskoſten uſw. ſind mindeſtens ebenſo hoch,
ſo daß die jährlichen

Verwaltungskoſten für die deutſche Sozialverſicherung ſich
allermindeſtens anf 1,2 Milliarden Mark ſtellen.

Grundlegend iſt die Tatſache, daß bei einem geſamten Volks
einkommen Deutſchlands in Höhe von 55 Milliarden allein
10 Milliarden als J r der Wirtſchaft entzögen worden ſind, ſie ſind einmal zum Teil dem Arbeit-

ebertum entzogen worden, das dafür teure Auslandskrediteßimeinnehmen mußte, und zum andern iſt die Kaufkraft und

Lebenshaltung des deutſchen Arbeiters und Ange
ſtellten erheblich geſchwächt und h worden. Hierin
iegt auch zum Teil die Löſung der viel geſtellten Frage, weshalb
Deutſchland nicht annähernd den Lebensſtandard des amerikani-
ſchen Volkes erreichen kann, weshalb die Lebenshaltung des deute Arbeiters ſo erheblich unter dem Niveau des amerikaniſchen

Arbeiters liegen muß. Entſprechend der Größe der Bevölkerung

und der Wirtſchaftskraft des Landes müßte Amerika nach dem
Maßſtabe der deutſchen Sozialpolitik jährlich 25 bis 30 Milliarden
Mark für Sozialaufwendungen ausgeben. Wer amerikaniſche
Verhältniſſe kennt, der weiß, daß jeder, der in Amerika ſolche
Politik befürworten würde, als reif für ein Jrrenhaus gelten
würde. Der amerikaniſche Arbeiter würde ſich für eine ſolche
Sozialpolitik nach deutſchem Muſter ſchön bedanken. Würde aber
Amerika ſich tatſächlich entſchließen, eine Sozialpolitik oder „Ar-
beiterwohlfahrtspflege“ nach unſerem Muſter durchzuführen, dann
würde mit unerbittlicher Konſequenz innerhalb 3 bis 4 Jahren
die Lebenshaltung des geſamten amerikaniſchen Volkes auf den
deutſchen Standard geſunkenn ſein.

Jn faſt allen wirtſchaftlich vorwärisſtrebenden Ländern be-
obachten wir einen planmätzigen und verſtändigen Abbau über-
triebener Sozialbelaſtungen. Jn Deutſchland dagegen ſehen wir

eine ſchnelle
Entwicklung zum Rentnerſtaat.

Die Jagd nach der Rente wird Selbſtzweck. Hand in Hand mit
einem unheimlichen Anſchwellen der Rentnerziffern geht die
traurige und faſt verbrecheriſche (aber durch die Sozialpolitik ge-
förderte) Tatſache, daß eine erdrückende Zahl von Renten-
empfängern noch nebenher volle und gut entlohnte Arbeit
leiſtet. Auf Grund des neuen Knappſchafts geſetzes ſind
die Aufwendungen in der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung
von 75 Millionen Mark in 1913 auf 215 Millionen Mark in 1927
eſtiegen. Der Beſtand der Rentner in der Arbeiter-Penſionskaſſe

in 1926. Noch un weiteren Abſchnitttieg von 80 000 in 1924 auf 120 000 Mark
günſtiger liegt das Verhältnis bei den Angeſtellten. 10924
waren es 3500 Rentner, 1926 dagegen 8500 Reniner. Mit Recht
bemerkt hierzu Dr.-Jng. Piatſchek-Halle: „Es iſt ſelbſtver-
ſtändlich, daß eine geſundheitliche Verſchlechterung der
Lebens bedingungen dazu nicht den Anlaß gab, daß vielmehr die
verlockenden An nehmlichkeiten der Rente eine große
Rolle ſpielen müſſen.“ Daß die Arbeiterſchaft ſelbſt nur
mit großer Entrüſtung dieſe amtlich geförderte abwegige Sozial
politik verfolgt, geht aus nachfolgender Veröffentlichung aus berg-
baulichen Kreiſen hinreichend deutlich hervor: „So nimmt es nicht
Wunder, daß die Aufwendungen für die Sozialpolitik heute im
Bergbau bereits die Grenze von 30 Prozent des Bruttolohnes
überſchritten haben Dieſer Umſtand hat nicht nur eine un-
erträgliche Belaſtung der Produktionskoſten im Bergbau, ſondern
auch in ſteigendem Maße den Unwillen der Verſicherten ge-
zeitigt, denen die knappſchaftliche Verſicherung, 15 und mehr Pro-
zent ihres Lohnes abnimmt Der fleißige Arbeiter fragt ſich
mit Recht, ob dieſe Anforderungen an ſeine Arbeitskraft „zu-
gunſten einer entarteten Sozialverſicherung noch berechtigten Sinn
haben kann.“

Die „Deutſche Bergwerkszeitung“ veröffentlicht aus Ar
beiterkreiſen eine Zuſchrift, in der es u. a. heißt: „So
etwas an Wohlfahrt gibt es in der ganzen Welt nicht mehr. Jſt
Deutſchland Schrittmacher?“ Nein, in dieſem Vorbilde unge-
ſunder Verbeugungen vor der Straße wird uns das Ausland
ſicher nicht folgen. Berechtigte Wohlfahrt in allen Ehren, aber
was wir heute ſehen, iſt das gerade Gegenteil von wohlverſtan-
dener Sozialfürſorge. Und wer bezahlt dies alles? Vor allem
die fleißigen, ſtrebſamen, pflichtbewußten Arbeiter.
Jede Woche wird ihnen ein nicht unerheblicher Prozentſatz an
ihrem ſauer verdienten Lohne abgezogen für dieſe „Wohlfahrts-
pflege“. Sie müſſen ihren Kindern das Stück Brot kleiner
ſchneiden, um andere mit durchzufüttern, die zum Teil das
Arbeiten längſt verlernt haben, zum Teil Schwarzarbeit betreiben
und obendrein die Unterſtützung beziehen. Wir haben durch dieſe
ungeſunde „Wohlfahrtspflege mit parteipolitiſchem Hintergrunde
das Faulenzertum geradezu großgezogen!“

Nis Petersen, Berlin.

ANMO O CCÜCaaaeeeh
Ende Mai haben wir an dieſer Stelle unſeres Blattes einen

Vortrag von Rofus C. Dawes, dem Bruder des DawesPlan
Verfaſſers, beſprochen. Heute nun geht uns ein Schreiben der
Redaktion der Zeitſchrift Der Daweswe Berlin W 8,
Charlottenſtraße 68 (erſcheint auch in franzöſiſcher und engliſcher
Sprache) zu, in dem wir um Ueberſendung von Beleg-Exem-
plaren gebeten werden, da die Redaktion Herrn Dawes alle
deutſchen Zeitungen, die den Artikel übernommen haben, zu
ſtellen.“ Mit Neid muß man dieſe fabelhafte Organiſa-
kion der Uebermittlung von Nachrichten und Stimmungsberich-
ten aus der ganzen Welt feſtſtellen. Man verſteht nun auch.
warum dieſe Kreiſe immer ſo tadellos über die Wirtſchafts
Vorgänge in Deutſchland unterrichtet ſind. Hier wird
nicht Gefühlspolitik getrieben wie leider ſo oft bei unſerer

d ſondern auf Grund genaueſter Jn
formationen gearbeitet, hier denkt man in Continenten und
Wirtſchaftsepochen, hier endlich wird für die wirtſchaftliche
Machtentfaltung Amerikas ein gewaltiges Fundamenterrichtet. auf ſolche Fiele deutet auch der Titel der genannten

Zeitſchrift: „Eine internationale Zeitſchrift für die Beſprechung
internationaler Wirtſchaftsfragen, des Dawes-Vertrages, der
Löſung der interalliierten Schuldenfrage, für Errichtung eines
Wirtſchaftsweges von Weſt nach Oſt'“. Schärfſte Ob
jektivität und abgeklärtes Urteil ſieht aus jeder Seite der reich
haltigen Zeitſchrift, die ſich durchaus nicht nur mit den Deutſchen,
ſondern mit Nachkriegsfragen aller Länder beſchäftigt. Wann
werden wir imſtande ſein, in dieſem geiſtigen Ringen, dem
nun die materielle Beherrſchung der Welt unmittelbar
folgen wird, mit gleichen Kräften aufzutreten

Sind Werkvereine tariffühig?
Es liegen mehrere Urteile von Arbeitsgerichten und Landes-

arbeitsgerichten vor, die die Vertretungs und Tariffähigkeit der
werksgemeinſchafthichen Arbeitnehmerbewegung be
jahen. Nunmehr konnte aber der Reichsbund vaterlän-
diſcher Arbeiter- und Werkvereine vor dem Landes-
rbeitsgericht Biel'efeld in der Frage der Gültigkeit
eines Werkstarif ein neues Urteil erzielen, das von größter Be
deutung iſt.

Der Tatbeſtand iſt folgender: Bei der Fa. Guſtav Wilmking,
dommanditgeſellſchaft, in Gütersloh hatte ſich im Februar 1927
in Werkverein unter Anſchluß an den Reichsbund vater-
ändiſcher Arbeiter- und Werkvereine gegründet, dem die geſamte
Belegſchaft faſt reſtlos beitrat. Der Werkverein hatte die von
einer Spitzenorganiſation ausgegebene Muſterſatzung angenom-
nen, in deren S 2, Ziff. 4 geſagt wird, daß neben anderen Zwecken
nd Aufgaben der Werkverein für gute Lohn- und Arbeitsverhält-

Stellung zum Auslan

niſſe durch Werkstarife und auf der Grundlage des Leiſtungs-
lohnes einzutreten hat.

Am 18. November 1927 ſchloß der Werkverein mit der Firma
einen Rahmentarif, ein Lohnabkommen und zwei Arbeitszeit-
abkommen ab. Jm Februar 1928 teilte das Gewerbeauf-
ſichtsamt in Bielefeld auf Veranlaſſung des Reglerungs-
präſidenten in Minden der Beklagten mit, das Arbeitszeitabkom-
men ſei ungeſetzlich, da der Werkverein nicht tarif-
fähig ſei. Daraufhin hat die Firma ſämtliche mit dem Werk
verein abgeſchloſſenen Verträge gekündigt und erklärt, ſie werde
nunmehr gemäß dem Tarifvertrag die Arbeiterſchaft entlohnen.
Hiergegen erhob der Werkverein Klage unter dem Hinweis,
daß hierdurch ſeinen Mitgliedern ein wöchentlicher Schaden
von etwa 600 RM. entſtände. Das Arbeitsgericht Biele-
feld hat durch Urteil am 2. März 1928 die Klage abgewieſen.
Es bejahte zwar grundſätzlich die Tariffähigkeit der Werkvereine,
ſtellte ſich aber auf den Standpunkt, daß dem klagenden, nur aus
100 bis 120 Mitgliedern beſtehenden Werkverein die zur Be-
jahung der Tariffähigkeit im Einzelfalle notwendige, „bis zur
finanziellen Kampffähigkeit geſteigertè Selbſtändigkeit“ fehle.

Gegen das Urteil des Arbeitsgerichts legte der Werkverein
Berufung ein. Das Landesarbeitsgericht Bielefeld gab dem
Klageantrag ſtatt und erkannte für Recht: „Auf die Berufung ver
Klägerin wird das Urteil des Arbeitsgerichts in Bielefeld vom
2. März 1928 abgeändert: Es wird feſtgeſtellt, daß der zwiſchen
den Parteien abgeſchloſſene Rahmentarif nebſt Lohnvereinbarung
und Arbeitszeitabkommen rechtsverbindlich iſt.

Jn der Urteilsbegründung ſtellt das Landesarbeitsgericht als
Ergebnis der richterlichen Unterſuchung feſt, daß die Tariffähig-
keit der Klägerin zu bejahen ſei. Demgemäß ſei der klagende
Werkverein nach 8 5 Abſ. 1 des Arbeitszeitnotgeſetzes vom
14. April 1927 auch berechtigt, die von dem Gewerbeaufſichtsamt
in Bielefeld beanſtandeten beiden Arbeitszeitabkommen recht s-
wirkſam abzuſchließen.

Wir berichten im Auszug:
Deutſcher Bankiertag in Köln. Der 7. Allgemeine Deutſche

Bankiertag findet vom 9.-12. Sept. in Köln ſtatt. Das Verhand
lungsthema des erſten Tages lautet: Deutſchlands Finanzwirt-
ſchaft zu Beginn des fünften Jahres des Dawesplanes“. Bericht
erſtatter ſind Geheimer Komm.-Rat Dr. Louis Hagen, Köln,
Hans Fürſtenberg, Berlin, und Dr. Georg Eberſtadt,
Hamburg. Am zweiten Verhandlungstage ſollen die Entwick
lungstendenzen in der deutſchen Wirtſchaft und ihr Ein
fluß auf die Kapitalbildung erörtert werden. Berichterſtatter ſind
Jakob Goldſchmidt, Berlin, Konſul Harney, Düſſeldorf,
und Leopold Merzbach, Frankfurt a. M. Am letzten Ver-
handlungstage wird die Lage der Landwirtſchaft und ihre
Bedeutung für das Bankgewerbe zur Beratung ſtehen. Bericht-
erſtatter ſind Dr. Georg Solmßßen, Berlin, Dr. Eduard v.

Eichborn, Breslau, und Geheimrat Bonſchab, München.
Schließlich wird noch Rechtsanwalt Otto Bernſtein, Berlin,
über „Legitimen und unzuläſſigen Wettbewerb im Bank- und
Kreditverkehr“ ſprechen.

Neue Methoden der Finanzſtatiſtik. Der Reichsrat hat der
vom Reichsminiſter der Finanzen vorgelegten Verordnung über
die Finanzſtatiſtik zugeſtimmt. Die Vorlage bringt eine weſent
liche Erweiterung der bisherigen Arbeiten auf dem Ge
biete der ſtatiſtiſchen Erfaſſung und der Publizität in der
Finanzgebahrung der öffentlichen Körperſchaften. Gleichzeitig
iſt für die Vereinfachung der Statiſtik und für ihre Be
ſchleunigung Sorge getragen worden. Die Statiſtik um-
faßt nunmehr zunächſt Jahresgaufſtellungen über die
Einnahmen und Ausgaben der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) mit genauen Ueberſichten über die Steuer-
einnahmen. Die Statiſtiſche Erfaſſung geht bis zu den kleinſten
Gemeinden herunter und iſt beſonders für die großen Ge
meinden von mehr als 100000 Einwohnern ausführlich
gehalten. Dieſe Jahresüberſichten werden durch laufende Mit-
teilungen über die Einnahmen aus Steuern ergänzt, die für
die Länder und für die Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein
wohnern monatlich, für die Gemeinden bis zu 5000 Ein
wohnern herunter und die Gemeindeverbände vierteljährlich, im
übrigen jährlich vorliegen werden. Zu dieſer Statiſtik der Ein
nahmen und Ausgaben tritt eine Statiſtik über den Schulden-
ſtand der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände).
Die Erhebung, die erſtmalig nach dem Stande vom 31. März
1928 erfolgt, wird durch Ueberſichten über die Veränderungen im
Schuldenſtande fortlaufend ergänzt. Eine weitere Neuerung ſoll
die Vergleichbarkeit der öffentlichen Haushaltsführung
von Reich, Länder und Gemeinden über 50 000 Einwohnern er
höhen. Zu dieſem Zwecke werden den Haushaltsplänen Ueber
ſichten noch einheitlichen Muſtern beigefügt, in denen die Zahlen
der Haushalte auf der Einnahme- wie der Ausgabenſeite unter
den gleichen Geſichtspunkten zuſammengefaßt ſind: Jn einem
r der Verordnung iſt die laufende Veröffent-

lichung von Ausweiſen über die Einnahmen und Aus-
gaben der Länder, der Gemeinden mit mehr als 25 000 Ein-
wohnern und der Gemeindeverbände vorgeſehen.

Die öſterreichiſch- deutſchen Handelsvertragsverhandlungen.
Die Verhandlungen über den Abſchluß eines neuen öſterreichiſch
deutſchen Handelsvertrages werden Mittwoch, den 20. Juni, in
Wien beginnen. Während die bisherigen Handelsabkommen mit
Deutſchland proviſoriſchen Charakter trugen, ſtreben die beiden
Regierungen nun den Abſchluß eines definitiven Ver-
trages mit umfangreichen Tarifabkommen an, um den in den
letzten Jahren beträchtlich zugenommenen Warenaustauſch zwi-
ſchen den beiden Staaten noch mehr zu erleichtern. Wie der
DHD. erfährt, enthält die deutſche Forderungsliſte eine ganze
Anzahl von Zollwünſchen, die den Abſatz der deutſchen
Jnd un ſtrieartikel in Oeſterreich, insbeſondere den Abſatz
von Maſchinen, elektriſchen Maſchinen und Apparaten, Baumwoll
und Wollgeweben, Schuhwaren, ſowie chemiſchen Artikeln zu er
leichtern fucht. Die öſterreichiſchen Zollforderungen beziehen ſich
auf die Ermäßigung der deutſchen Agrarzölle,
namentlich der Viehzölle. Die öſterreichiſche Regierung ver-
langte auch die Herabſetzung einiger wichtiger deutſcher Jnduſtrie
zölle, namentlich der Schnittholzzölle, der Zölle für Leder
und Galanteriewaren, ferner für Konfektionswaren, Auto
mobile, Möbel uſw.

Förderung der Wohnkultur. Jn Berlin wurde der Ver
band zur Förderung Deutſcher Wohnkultur e. V.
mit dem Sitz in Halle (Saale) gegründet. Der Verband um-
faßt bis jetzt 32 erſtklaſſige Möbelfabriken- und Fachgeſchäfte und
hat zum Zweck, künſtleriſch hochwertige Modelle nach den
neueſten Fabrikationsmethoden zu bearbeiten, ſowie ſeine Mit-
glieder beim gemeinſchaftlichen Abſchluß von Lieferungsver
trägen mit Lieferanten aller Art zu unterſtützen und die Aus
führung der abgeſchloſſenen Verträge als Treuhänderin zu kon
trollieren. Jrgendwelche Eigengeſchäfte betreibt der Verband
nicht. Der Grundgedanke des Zuſammenſchluſſes iſt der, durch
Serienfabrikation feinſter Möbel den preis derſelben ſo zu
ſtellen, daß weiteſte Kreiſe in die Lage verſetzt werden, gute
Qualitätsmöbel zu erſchwinglichen Preiſen zu kaufen. Zum
Verbandevorſitzenden wurde Herr Robert Bethmänn i. Fa.
Gebrüder Bethmann in Halle a. d. Saale beſtellt

Ein Rieſenprozeß engliſcher Anleihebeſitzer als Folge derFrankenſtabiliſierung. Die Stabiliſierung des raten et wie
der „Lokal-Anzeiger“ aus London meldet, einen großen Zivil-
prozeß, entweder gegen die franzöſiſche Regierung oder gegen
die Bank von England, nach ſich ziehen, weil ſich die engliſchen
Beſitzer franzöſiſcher Kriegsanleihen durch die Stabiliſierung
geſchädigt fühlen. Es geht im ganzen um nicht weniger
als 800 Millionen Mark. Ein Komitee, an deſſen Spitze der
frühere Miniſter des Jnnern, Shortt ſteht, verſucht feſtzuſtellen,
ob die Aktion ſich gegen die Bank von Frankreich oder gegen die
Bank von England zu richten habe. Die franzöſiſche Regierung
vertritt natürlich den Standpunkt, daß zwiſchen den Beſitzern
von franzöſiſchen Anleihen, die in Frankreich herausgegeben
wurden und ſolchen, die in England herausgegeben wurden, kein
Unterſchied beſtehe, während die Engländer natürlich das Gegen-
teil behaupten.

Schiffsverkehr auf der Saale. (Mitgeteilt von der Rhederet
der SaaleSchiffer Akt.-Geſ., Halle a. S.). Angekommen am
25. Juni 1928: Kahn Nr. 613, Sr. Robert Brödel, von Hamburg,
Kahn Nr. 656, Sr. Robert brödel, von Hamburg; Eildampfer
Wettin mit Stückgut von Hamburg.

Frankfurter EAbendbörſe
Frankfurt, 26. Juni. Nachdem der Ultimo ohne Schwierig-

keiten überwunden iſt, machte ſich bei der Spekulation wieder
etwas Deckungsbegehr geltend. Die Stimmung wurde allgemein
freundlich und zuverſichtlicher. Das Geſchäft blieb jedoch noch
klein und beſchränkte ſich zumeiſt immer noch auf die Kuliſſe.
Gegen den Berliner Schluß waren Kurserholungen bis 128 Pro
zent feſtzuſtellen, J. G. Farben lagen 34 Prozent, Rhein.
Braunkohle 3 Prozent und Rhein. Stahl 2 Prozent höher. Zu
berückſichtigen iſt hierbei aber, daß die Abendkurſe ſchon per
Medio Gültigkeit haben. Kanada-Shares blieben auf die Frei
gabeverhandlungen mit 9535 Prozent gefragt. Die Rentenmärkte
lagen ſtill. Jm Verlaufe blieb die Stimmung freundlich und die
Kurſe konnten zumeiſt erneut weiter etwas anziehen.

Dividenden
Bank f. Brauinduſtrie, DresdenBerlin 11 ((11)
Braunſchw.Schöninger Eiſenbahn 90
Gummiwerke Elbe, Nieſteritz 8 (65)
OſcherslebenSchöninger Eiſenbahn 0
Rud. Ley, Maſch.-Fabr., Arnſtadt (Thür.) 0 ((0)
Zieger Wiegand A.-G., Leipzig 4Bayer. Rückverſich.-Bank, München 8
Kraftwerk Sachſen-Thüringen, Auma 65
Montaniag, A.G. f. Bergbau, Münſter (W.)

Börſen- und Kursberichte im Abendblatt
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